STADT MEERBUSCH

Drucksache: FB1/1838/2024

Beschlussvorlage -6ffentlich- vorn 31. Januar 2024

Gremium Sitzungstermin
Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsférderungsausschuss 20.02.2024
Rat 29.02.2024

Erlass einer Ordnungsbehordlichen Verordnung tiber die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen
Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Meerbusch

Beschlussvorschlag:

Der Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Meerbusch,
den als Anlage 1 beigeflgten Entwurf der ,, Ordnungsbehdrdlichen Verordnung Uber die Aufrechter-
haltung der offentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Meerbusch” sowie den als
Anlage 2 beigefugten BuB- und Verwarnungsgeldkatalog zu beschlieBen.

Alternativen:
Keine

Sachverhalt:

Der Rat der Stadt Meerbusch hat in seiner Sitzung vom 26.10.2023 den Erlass der Ordnungsbehord-
lichen Verordnung Uber die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet
der Stadt Meerbusch beschlossen.

Im Rahmen der offentlichen Bekanntmachung dieser Verordnung wurde leider festgestellt, dass auf-
grund eines Buroversehens bereits der Einladung zur Sitzung des Haupt- Finanz- und Wirtschaftsfor-
derungsausschusses am 26.09.2023 wie dann auch der Einladung zur Sitzung des Rates der Stadt
Meerbusch nur eine unvollstandige Fassung dieser Verordnung beigefligt war. Somit wurde in der
Konsequenz auch nur Gber die unvollstandige Fassung der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung be-
schlossen.

Aus diesem Grunde wurde der Beschluss nicht umgesetzt und von der 6ffentlichen Bekanntmachung
der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung abgesehen.

Konkret fehlten im Entwurf der Ordnungsbehérdlichen Verordnung Uber die Aufrechterhaltung der
offentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Meerbusch, der der Beschlussvorlage zur
Sitzung des Haupt- Finanz- und Wirtschaftsforderungsausschuss am 26.09.2023 sowie des Rates am
26.10.2023 in dem jeweils als Anlage beigefligt war, die §§ 6 und 19.

Dieser Beratungsvorlage sind nun erneut die einzelnen, bereits den v.g. Beschlussvorlagen beigefiig-
ten Anlagen und insbesondere der um die §§ 6 und 18 erganzte, im Ubrigen jedoch unverandert
gebliebene Entwurf der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung beigeflgt. Die in der Sitzung des Haupt-
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Finanz- und Wirtschaftsférderungsausschusses vom 26.09.2023 beschlossen Anderungen sind in der
jetzigen Vorlage ebenfalls eingearbeitet.

Nachfolgend wird zur besseren Nachvollziehbarkeit der Text der urspriinglichen Beschlussvorlage fir
die Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsférderungsausschusses wiedergegeben:

Gem. § 32 Abs. 1 des Ordnungsbehordengesetzes (OBG) vom 13.05.1980 (GV. NRW. S. 528 / SGV
NRW 2060) in der z.Zt. geltenden Fassung treten Verordnungen, die keine Beschrankung der Gel-
tungsdauer enthalten, 20 Jahre nach ihrem Inkrafttreten auBer Kraft. Die Geltung darf nicht Gber 20
Jahre hinaus erstreckt werden.

Die aktuell gultige Ordnungsbehdrdliche Verordnung Uber die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen
Sicherheit und Ordnung vom 10. 12 2003 wurde vom Rat der Stadt Meerbusch in seiner Sitzung am
27.11.2003 beschlossen. Sie wurde dann am 23. Dezember 2003 6ffentlich bekanntgemacht. Die
Ordnungsbehordliche Verordnung tritt somit am 23. Dezember auBer Kraft. Damit ist der Erlass einer
Neufassung der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung Uber die Aufrechterhaltung der offentlichen
Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Meerbusch notwendig geworden.

Gem. § 27 Abs. 1 OBG NRW kdénnen die Ordnungsbehorden zur Abwehr von Gefahren fir die 6f-
fentliche Sicherheit oder Ordnung Verordnungen erlassen, die jedoch nur auf die unabweisbar not-
wendigen Falle zu beschranken sind.

Grundlage fir die Uberarbeitung war die vom Stadte- und Gemeindebund NRW im September 2009
herausgegebene Mustersatzung. Des Weiteren war beabsichtigt, mdglichst wenige Anderungen am
Aufbau und Inhalt der aktuell noch gultigen Ordnungsbehordlichen Verordnung, die sich damals
ebenfalls bereits weitestgehend n der Mustersatzung des Stadte- und Gemeindebundes orientiert
hat, vorzunehmen.

Die in den vergangenen 20 Jahren gesammelten Erfahrungen haben gezeigt, dass die seinerzeit ge-
troffenen Regelungen weitestgehend auf Akzeptanz in der Bevolkerung gestoBen sind und inhaltlich
ausreichend waren, um fur ein gedeihliches Miteinander in der Bevolkerung zu sorgen. Weiterhin
wurde fur die vorgenommenen Anderungen auch jeweils besonderes Augenmerk daraufgelegt, dass
die in § 27 OBG formulierten Anforderungen auch tatsachlich gegeben sind, also eine Gefahr fur die
offentliche Sicherheit oder Ordnung vorliegt. Gemeint ist hier jedoch die abstrakte Gefahr, die alleine
als Grundlage von Gefahrenabwehrverordnungen dient. Es mussen also hinreichende Anhaltspunkte
daflr vorliegen, dass Sachverhalte, die in der ordnungsbehérdlichen Verordnung durch Ge- oder
Verbote geregelt sind, nach der Lebenserfahrung geeignet sind, im Regelfall konkrete Gefahren zu
verursachen. Dies trifft auf die vorgenommenen Anderungen zu.

Zusatzlich ist darauf hinzuweisen, dass der in der Sitzung des Haupt-, Finanz- und Wirtschaftsforde-
rungsausschusses am 05.11.2019 beschlossene BuB- und Verwarnungsgeldkatalog Umwelt ebenfalls
Uberarbeitet wurde und dieser Beratungsvorlage als Anlage 2 beigefligt ist.

AusfUhrliche Erlauterungen zu den vorgenommenen Anderungen sowie eine Synopse sind der Vor-
lage als Anlagen 3 und 4 beigeflgt.
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Finanzielle Auswirkung:

Durch die Ausflhrung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen auf den
Haushalt:

keine

In Vertretung
gez.

Bettina Scholten
Beigeordnete

Anlagenverzeichnis:

Anlage 1: Entwurf der Ordnungsbehdrdlichen Verordnung tber die Aufrechterhaltung der offentli-
chen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Stadt Meerbusch

Anlage 2: Entwurf des BuB- und Verwarnungsgeldkataloges Umwelt

Anlage 3: Synopse

Anlage 4: Erlauterung der beabsichtigten Anderungen

Seite 3 von 3



	Zuständig
	Typ
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Anlage
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	SMC_BM_VOTEXT5
	SMC_BM_VOTEXT6

